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Vorlage 256a/2024 

 
 

Tübingen, den 11. November 2024 
 
Änderungsantrag zu Vorlage 256/2024: Jobticket für die Beschäftigten der 
Stadtverwaltung und der Eigenbetriebe 
 
Antrag: 
Der Zuschuss für das Jobticket für Beschäftigte der Stadtverwaltung und deren Eigenbetriebe 
wird zum 01.01.2025 auf 30,10 Euro pro Monat verringert. Damit erhöht sich der Preis des 
Jobtickets von 14 Euro auf 25 Euro pro Monat. 
 
Begründung: 
Die Bezuschussung des Jobtickets für Beschäftigte der Stadtverwaltung und deren 
Eigenbetriebe ist ein wichtiger Beitrag zur Arbeitgeberattraktivität und der Änderung des 
Mobilitätsverhaltens. Der Preis für das Jobticket sollte im Vergleich zum Deutschlandticket 
und dem Deutschlandticket Tübingen deshalb weiter deutlich verringert sein.  
 
Angesichts der Erhöhung des regulären Preises für das Deutschlandticket durch Bund und 
Länder und der aktuellen Haushaltslage ist eine Erhöhung allerdings erforderlich. Bei der 
Festsetzung des Preises sind daneben allerdings nicht nur die oben genannten Aspekte zur 
Arbeitgeberattraktivität und dem Mobilitätsverhalten zu berücksichtigen. Auch im Vergleich 
zu den anderen Ticketpreisen und deren Bezuschussung durch die Stadt muss der Preis für 
das Jobticket bestehen. Das gilt insbesondere für den Vergleich zu den Ticketpreisen für 
Menschen mit KBC, die kein Gehalt nach TVöD erhalten.  
 
Der Verwaltungsvorschlag den Preis für das Deutschlandticket Tübingen mit KBC auf 25 Euro 
zu erhöhen, gleichzeitig aber das Jobticket nur geringfügiger erhöht mit 20 Euro zu 
bepreisen, ist deshalb nicht angemessen. Die bessere Lösung ist hier unter Berücksichtigung 
aller Gesichtspunkte eine Gleichstellung im Verkaufspreis. Auch mit einem Preis von 25 Euro 
bleibt das Jobticket weiter ein sehr attraktives Angebot für die städtischen Beschäftigten, 
auch im Vergleich zu anderen Arbeitgebern. 
 
In Anbetracht des leicht verringerten Zuschusses und möglichen Kündigungen des Tickets 
durch die Preiserhöhung kann von einem leicht positiven Effekt auf den städtischen Haushalt 
ausgegangen werden. 
 
Für die SPD-Fraktion: 
Florian Zarnetta 


